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AKTUELL 
Kein Herbstmanöver 

Möns (spk/dpa) Die NATO hat 
am Donnerstag das Herbstmanöver 
ihrer «Schnellen Eingreiftrappe» 
(AMF/Allied Mobile Forces) in der 
Türkei abgesagt. Während des Ma­
növers unter der NATO-Bezeich-
nung «Ardour Exchange» sollten 
2000 Soldaten aus mehreren Staaten 
des Bündnisses vom 11. bis zum 16. 
September über Luft- und Seebriik-
ken in den Südosten der Türkei ge­
bracht werden. 

Durchbrach In Korea 
Seoul (spk/dpa) Die Regierungs­

chefs beider koreanischer Staaten 
werden zum ersten Mal in der Ge­
schichte des geteilten Landes vom 
4. bis 7. September zu Gesprächen 
in Seoul zusammentreffen. Dies 
wurde in einer Übereinkunft festge­
legt, welche Delegierte aus Seoul 
und Pjöngyang am Donnerstag im 
Grenzdorf Panmunjom unter­
schrieben. 

Diesem Treffen, bei dem auch 
Probleme der militärischen Abrü­
stung und des Besuchsverkehrs zwi­
schen den beiden koreanischen 
Staaten auf der Tagesordnung ste­
hen, soll vom 16. bis 19. Oktober in 
Nord-Koreas Hauptstadt Pjöngyang 
ein weiterer Gipfel der Regierungs­
chefs folgen, heisst es in der ge­
meinsamen Erklärung. 

Flughafen besetzt 
Nairobi (spk/dpa) In dem vom 

Bürgerkrieg geschüttelten westafri­
kanischen Land Liberia haben Re­
bellen der Nationalen Patriotischen 
Front (NPFL) den Flughafen der 
Hauptstadt Monrovia gestürmt. Da­
mit ist die letzte Verbinung zur Aus-
senwelt abgeschnitten. Bis Dienstag 
konnte der Spriggs-Payne Flugha­
fen noch zur Evakuierung benutzt 
werden. 

DDR: Mehr Straftaten 
Berlin (spk/dpa) In der ersten 

Hälfte dieses Jahres hat die Krimi­
nalität in der D D R  zugenommen. 
Die. Zahl der Raub- und Erpres­
sungsfälle habe sich verdoppelt, und 
bei Gewalttaten sei eine wachsende 
Brutalität zu beobachten, sagte am 
Donnerstag der Leiter des Zentra­
len Kriminalamtes im DDR-Innen-
ministerium, Kriminaldirektor Rö-. 
land Wittig. 

Truppenabbau 
London (AP) Die in der Bundes­

republik stationierten britischen 
Truppen sollen bis 1995 halbiert 
und die Streitkräfte insgesamt um 
18 Prozent verringert werden. Das 
kündigte Verteidigungsminister 
Tom King am Mittwoch vor dem 
Unterhaus in London an. Dieser 
Ankündigung vorausgegangen wa­
ren fünfmonatige Beratungen von 
Premierministerin Margaret That­
cher und den wichtigsten Ministern 
ihres Kabinetts über den künftigen 
Umfang der Verteidigungsausgaben 
im Lichte abnehmender Bedrohung 
durch die Sowjetunion. Bislang ge­
hörte Grossbritannien zu den Län­
dern in der NATO mit den höchsten 
Verteidigungsausgaben. 

Fürsorgewesen: Immer mehr Hilfsbedürftige sind zu betreuen 
Im  vergangenen Jahr wurde ein Anstieg auf858 Einzelprobleme bei 471 Klienten registriert—Auffallende Zunahme psychosozialer Störungen 
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(hoe) - Wir leben in einer vermeintlich 
heilen und intakten Umwelt. Unser heu­
tiges Gesellschaftssystem, das vor allem 
ausgerichtet ist auf noch mehr Wohl­
stand, Leistung und dem Streben nach 
Geld und Macht, lässt nur allzuoft jene 
Randgruppen vergessen, die mit den 
Auswirkungen unserer Gesellschaft nicht 
mehr fertig werden. Was uns in Liechten­
stein dabei nachdenklich stimmen sollte, 
ist die Tatsache, dass die Zahl der persön­
lich sowie wirtschaftlich Hilfsbedürftigen 
tendenziell steigt, wie die aktuellen Zäh­
len des Ffirsorgeamtes für 1989 verdeutli­
chen. 

So sind im Berichtsjahr 1989 insgesamt 
471 Hilfsbedürftige durch die Fürsorge­
dienste beraten und betreut worden, 
nämlich 346 Klienten durch den Sozialen 
Dienst und 125 durch den Therapeuti­
schen Dienst. Die Zahl der neu aufge­
nommenen Betreüungsfälle beträgt 74, 
während bei 40 Klienten die Betreuung 
abgeschlossen werden konnte. 

Ineinandergreifen verschiedener 
Probleme 

Die Mitarbeiter des Fürsorgeamtes sa­
hen sich insgesamt mit 858 umschreibba­
ren Einzelproblemen (Einzelschicksalen) 

konfrontiert. Zur Einordnung der Pro­
blembereiche vermerkt das Fürsorgeamt 
im Tätigkeitsbericht^, dass 'eine klare Ab­
grenzung oft schwierig sei,r da es sich bei 
der Hilfsbedürftigst in  den meisten Fäl-
lenum ein Ineinandergreifen verschiede­
ner Probleme handle. Auffallend die 
Zahl der psychosozialen Störungen, die 
aufgegliedert folgendes Bild ergeben: 
Psychische Störungen (Persönlichkeits­
störungen, Psychosen, Depressionen, 
Debilität) 129 Klienten; Drögenkonsum­
störungen (Alkohol, Drogen, Medika­
mente) 76; Delinquenz/Inhaftierung 4; 
Soziale Probleme (Beziehungsstörungen, 
familiäre Probleme, soziale Auffälligkeit) 
161; medizinische Probleme (Unfall, 
Krankheit, Invalidität) 22 Klienten. Ins­
gesamt ergibt das 392 Klienten. 173 Per­
sonen mussten unter dem Existenzmi­
nium leben (AHV-, IV-Rentner, Arbeits­
losigkeit, Krankheit/Unfall, Alleinerzie­
hende). Eine Verletzung der Unterhalts­
pflicht wurde bei 27 Klienten, eine ein­
malige/fallweise Unterstützung (finan­
zielle Engpässe, Zahnarztkosten, Kran­
kenkassenprämien) bei 58 Klienten regi­
striert. Die Zahl der wirtschaftlichen 
Hilfsbedürftigen stieg auf 258 an. Dar­
überhinaus hatten 32 mit Arbeitsplatz­

problemen, 28 mit Wohnungsproblemen, 
28 mit Verschuldung und 120 mit rechtli­
chen Problemen zu kämpfen. 

Schwergewicht auf psychosozialer Hilfe 
Entsprechend der Häufigkeit der Pro­

blemkategorien hat das Fürsorgeamt im 
Bereich der Hilfen das Schwergewicht 
1989 auf die psychosoziale Hilfe gelegt. 
Bei den meisten Klienten sind laut Be­
richt periodisch Beratungen durchgeführt 
worden, während ca. 50 Personen inten­
siv betreut werden mussten. Bei 46 weite­
ren Klienten sei die Einweisung in eine 
Institution (Psychiatrische Klinik, Thera­
peutische Wohngemeinschaft, LBZ, Al­
koholklinik, Drogenstation, Altersheim) 
notwendig gewesen. Bei den Formen der 
psychosozialen Hilfe sei allein die Arbeit 
mit dem Klienten im Vordergrund ge­
standen, häufig seien aber auch Partner, 
Familie und soziales Umfeld miteinbezo­
gen worden. 
Immer mehr jüngere Klienten 

Wie die statistischen Zahlen belegen, 
hat sich der Anteil der Rentner von 1986 
bis 1989 von 22 Prozent auf 17,2 Prozent 
zurückgebildet, während sich die Gruppe 
der 31- bis 50jährigen anteilsmässig um 
3,3 Prozent auf 43,1 Prozent erhöhte. Es  

Alimentenbevorschussung: Petition an den Landtag 
123 Unterzeichner der Petition wollen eine Abänderung und Ergänzung des Unterhaltsvorschussgesetzes 

Die FBP-Abgeordnete Emma Eigen-
mann aus Nendeln hat vor kurzem zu 
Händen des Landtags eine von 123 Bür­
gerinnen und Bürgern unterzeichnete Pe­
tition überreicht, die eine Abänderung 
und Ergänzung des Unterhaltsvorschuss­
gesetzes vom 21. Juni 1989 zum Inhalt 
hat. Die Petition wird auf die Tagesord­
nung der nächsten öffentlichen Landtags­
sitzung nach der Sommerpause gesetzt 
und hat folgenden Wortlaut: 

«Am 21. Juni 1989 trat das Unterhalts­
vorschussgesetz in Kraft. Darin sind die 
Grundlagen zur Alimentenbevorschus­
sung festgelegt. 

Sachliche Voraussetzungen der Ge­
währung von Vorschüssen sind ein Exe­
kutionstitel (Art. 3) oder eine der Wahr­
heit entsprechende Erklärung des Unter­
haltsberechtigten oder des Vertreters 
eines minderjährigen Unterhältsberech-
tigten (Art. 11). 

Laut den Ausnahmebestimmungen 
sind jedoch in Fällen, bei denen Väter 

ausserehelicher Kinder nach ihren Kräf­
ten zu einer Unterhaltsleistung nicht im 
Stande sind, keine Vorschusszahlungen 

Die Abgeordnete Emma Eigenmann über­
reichte die Petition zur Abänderung und 
Ergänzung des Unterhaltsvorschussge­
setzes. 

möglich (Art. 4b). So verhindern gemäss 
geltendem Gesetz Männer, die durch jah­
relanges Studium ihren gesetzlichen Ver­
pflichtungen «legal» nicht nachkommen, 
auch eine Alimentenbevorschussung. 
Dasselbe gilt für aussereheliche Vater­
schaften, bei denen die Beschaffung eines 
Exekutionstitel nicht möglich ist, weil 
sich der Betreffende ins Ausland verzieht 
und unauffindbar ist. 

In all diesen Fällen muss die Mutter 
allein für das Kind aufkommen und ge-
niesst keinen Schutz. Oft ist sie dabei auf 
Beiträge des Fürsorgeamtes angewiesen 
Dies ist neben der Härte für die betroffe­
nen Frauen auch eine grobe Missachtung 
der Gleichbehandlung von Frau und 
Mann. 

Wir bitten Sie deshalb, diese Gesetzes­
lücke zu schliessen und Art. 4 des Unter­
haltsvorschussgesetzes entsprechend ab­
zuändern, damit auch diese Frauen in den 
Genuss von Vorschusszahlungen gelan­
gen können.». 

Vermögenserträge brachten 21,1 Mio. Franken ein 
Die Landesrechnung 1989 im Detail - Erträge aus der Anlage des staatlichen Vermögens angestiegen 
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Die Erträge aus der Anlage des staatli­
chen Vermögens erreichten im Rech­
nungsjahr 1989 zusammen mit den Ge­
winnanteilen ein Total von rund 21,1 Mil­
lionen Franken. Die budgetierten Erwar­
tungen wurden damit um 3,4 Millionen 
Franken oder um 19,1 Prozent über­
troffen. 

Bei der Verzinsung der vom Staat der 
Landesbank und den Kraftwerken gewid­
meten Dotationskapitalien ergaben sich 
Mehreinnahmen von rund 0,3 Mio Fran­
ken, denen jedoch auf der Seite der Pas­
sivzinsen eine gleichlautende Erhöhung 
der Zinsäusgaben für das neue Darlehen 
der AHV zur Erhöhung des Kapitals der 
Landesbank um 30 auf 130 Mio Franken 
gegenübersteht. 

Die der Liechtensteinischen Gasver­
sorgung bereitgestellten Mittel'in Höhe 
von 34,9 Mio sind bis Ende 1994 zinsfrei 
gestellt und haben damit die Zinseinnah­
men noch nicht beeinflusst. Dagegen stie­
gen die Erträge aus der Anlage der 
Fondskapitalien um rund 0,9 Mio über 
die Schätzungen des Voranschlags an. 
Dies ist in erster Linie darauf zurückzu­
führen, dass ein höheres Reservekapital 
zinstragend angelegt werden konnte, da 
dank der erheblichen Mehreinnahmen 
bei den Steuern und Abgaben in weit 

geringerem Umfang auf die Fondsmittel 
zurückgegriffen werden musste, als dies 
nach der budgetierten Ausgangsbasis an­
zunehmen war. Zudem nahm die Durch­
schnittsrendite der Fondseinlagen dank 
des gegen Jahresende ansteigenden Zins­
niveaus auf 4,22 (Vorjahr 4,06) Prozent 
leicht zu. Dank der auf 1. Januar 1990 in 
Kraft gesetzten Richtlinien für die Ver­
mögensverwaltung erhofft sich die Regie­
rung auch für die kommenden Jahrie eine 
Steigerung der Rendite,, um die reale 
Kaufkraftsicherung des angelegten Kapi­
tals zu gewährleisten. 

Gewinnanteile: Ziel verfehlt 
Bei den dem Land zustehenden Ge­

winnanteilen wurden die Budgetziele um 
rund 0,4 Mio Franken verfehlt. Ursache 

hiefür bildet die geringere Gewinnzutei­
lung der Landesbank, die eine indirekte 
Folge der durchgeführten Kapitalerhö­
hung darstellt. Durch die Aufstockung 
des Eigenkapitals um 30 Mio sank das 
Verhältnis der offenen Reserven unter 
die Limite von 80 Prozent des Dotations­
und Partizipationskapitals ab, so dass 
dem Reservefonds insgesamt 60 anstelle 
der budgetierten 50 Prozent des Restge­
winns zuzuweisen waren. Diese Minder­
einnahmen wurden indessen von den üb­
rigen Kapital- und Mietzinsen mehr als 
kompensiert. Sie kamen um 2,4 Mio 
Franken über die budgetierten Erwartun­
gen zu liegen, zumal die gute Ertrags­
und Liquiditätslage die Plazierung über­
schüssiger Mittel in kurzfristigen Fest­
geldanlagen ermöglichte. 

Ertragsarten 
• • 

Rechnung 
1988 

Voranschlag 
1989 

Rechnung 
1989 

Verzinsung 
Dotationskapitalien 4 8fj0 000 4 590 000 4 915 000 
Verzinsung Fonds-Anlagen 6 545 925 6 300 000 7 164 910 
Gewinnanteile 4 842 250 5 340 000 4 891 103 
Kapital- und Mietzinsen 2 119 549 1 530 000 4 182 146 

Vermögenserträge total 18 357 724 . 17 760 000 21 153 159 

hat also eine Umschichtung der Klienten­
struktur von den Rentnern zu den 31- bis 
50jährigen stattgefunden. Dies ist die Fol­
ge der zunehmend besseren wirtschaftli­
chen Sichersteljung der Rentner. Im Be­
richtsjahr sind im Rahmen der wirtschaft­
lichen Hilfe 135 Personen regelmässig fi­
nanziell unterstützt worden, weitere 57 
fallweise oder einmalig. In 25 Fällen sind 
Vorschüsse auf nicht erhaltene Unter­
haltsbeiträge bezahlt worden. 

Sozialer Dienst und Wohnungsnot 
Besonders zu kämpfen hat das Fürsor­

geamt mit der Verschärfung auf dem 
liechtensteinischen Wohnungsmarkt. Al­
lein im zweiten Halbjahr 1989 gingen 22 
Meldungen von Wohnungssuchenden 
beim Amt ein, meistens von Familien. 
Nur in einem Fall konnte eine Wohnung 
vermittelt werden. Die Rahmenbedin­
gungen der Arbeit werden laut Fürsorge­
amt durch die Lage auf dem Wohnungs­
markt zusehends beeinträchtigt. Woh­
nungsverlust, unzureichende Wohnver­
hältnisse und hohe Mieten würden zur 
Bündelung von Problemen und zur Ver­
stärkung von psychosozialen Benachteili­
gungen führen. Für eine positive Verän­
derung bedarf es nach Meinung des Für­
sorgeamtes einer Umorientierung und 
Umgewichtung öffentlicher Mittel und 
einer umfangreichen Förderung im sozia­
len Wohnungsbau. 

Therapeutischer Dienst: i 
Schwerpunktarbeit 

Während die Arbeit des Therapeuti­
schen Dienstes 1989 im Aufbau einer ei­
genen Struktur (Organisation, Angebot, 
Kommunikation) sowie im Aufbau der 
Therapeutischen Wohngemeinschaft lag, 
wird 1990 das Schwergewicht auf den 
Weiterausbau der Kooperation mit Klini­
ken, Ärzten und Psychologen, auf die 
Öffentlichkeitsarbeit im Sinne eines bes­
seren Angebotes in der Bevölkerung und 
drittens auf den Vollausbau der Thera­
peutischen Wohngemeinschaft gelegt. 

In den sechs Betriebsmonaten des Be­
richtsjahres 1989 konnten laut Fürsorge­
amt in der Therapeutischen Wohnge­
meinschaft «Guler» in Mauren zehn Per­
sonen aufgenommen werden. Die Ausla­
stung betrug 53 Prozent. Zusätzlich konn­
te in der Notwohnung, in die Familien 
oder Frauen mit Kindern in akuten Notsi-

(Fortsetzung auf Seite 2) 

St. Gallen: Geld 
wegen Schneemangel 

St.Gallen (spk) Arbeitnehmer im Kan­
ton St.Gallen mit einem steuerbaren Ein­
kommen von weniger als 26 000 Franken 
erhalten eine finanzielle Entschädigung, 
wenn sie im Winter 1989/90 wegen 
Schneemangels einen Lohnausfall erlitten 
haben. Dies beschloss der St.Galler Re­
gierungsrat gemäss einer Mitteilung der 
Staatskanzlei vom Donnerstag. 

Die Einzelheiten werden noch in einem 
Regierungsratbeschluss geregelt. An­
spruchsberechtigt sind betroffene Arbeit­
nehmer von Bergbahnen, Skiliften, Ski­
schulen und gastgewerblichen Betrieben 
in Wintersportorten, falls sie im Kanton 
wohnen oder quellensteuerpflichtig sind. 
Entschädigt wird der Lohnausfall, der 
wegen Schneemangels in der Zeit vom 
15. Dezember 1989 bis zum 16. Januar 
1990 entstanden ist. 

Betriebsferien 
vom 23.7. bis 7 .8 .  

im 


